
> 1 <Synopse zwischen Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz und Staatsangehörigkeitsgesetz§ RStAG (Stand vom 22. 7. 1913): StAG (Stand vom 31. 1. 2015):1 Deutscher ist, wer die Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaat(§§ 3 bis 32) oder die unmittelbare Reichsangehörigkeit (§§ 3 bis35) besitzt. Deutscher im Sinne dieses Gesetzes ist, wer die deutsche Staatsangehö-rigkeit besitzt.2 [1] Elsaß-Lothringen gilt im Sinne dieses Gesetzes als Bundes-staat.[2] Die Schutzgebiete gelten im Sinne dieses Gesetzes als Inland. ‒3 Die Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaate wird erworben1. durch Geburt (§ 4),2. durch Legitimation (§ 5),3. durch Eheschließung (§ 6),4. für einen Deutschen durch Aufnahme (§§ 7, 14, 16),5. für einen Ausländer durch Einbürgerung (§§ 8 bis 16). (1) Die Staatsangehörigkeit wird erworben1. durch Geburt (§ 4),2. durch Erklärung nach § 5,3. durch Annahme als Kind (§ 6),4. durch Ausstellung der Bescheinigung gemäß § 15 Abs. 1 oder 2 desBundesvertriebenengesetzes (§ 7),4a. durch Überleitung als Deutscher ohne deutsche Staatsangehörigkeitim Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes (§ 40a),5. für einen Ausländer durch Einbürgerung (§§ 8 bis 16, 40b und 40c).(2) Die Staatsangehörigkeit erwirbt auch, wer seit zwölf Jahren vondeutschen Stellen als deutscher Staatsangehöriger behandelt worden istund dies nicht zu vertreten hat. Als deutscher Staatsangehöriger wirdinsbesondere behandelt, wem ein Staatsangehörigkeitsausweis, Reise-pass oder Personalausweis ausgestellt wurde. Der Erwerb der Staatsan-gehörigkeit wirkt auf den Zeitpunkt zurück, zu dem bei Behandlung alsStaatsangehöriger der Erwerb der Staatsangehörigkeit angenommenwurde. Er erstreckt sich auf Abkömmlinge, die seither ihre Staatsange-hörigkeit von dem nach Satz 1 Begünstigten ableiten.4 [1] Durch die Geburt erwirbt das eheliche Kind eines Deutschendie Staatsangehörigkeit des Vaters, das uneheliche Kind einesDeutschen die Staatsangehörigkeit der Mutter.[2] Ein Kind, das in dem Gebiet eines Bundesstaates aufgefun-den wird (Findelkind), gilt bis zum Beweise des Gegenteil alsKind eines Angehörigen dieses Bundesstaats. (1) Durch die Geburt erwirbt ein Kind die deutsche Staatsangehörig-keit, wenn ein Elternteil die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. Ist beider Geburt des Kindes nur der Vater deutscher Staatsangehöriger undist zur Begründung der Abstammung nach den deutschen Gesetzen dieAnerkennung oder Feststellung der Vaterschaft erforderlich, so bedarfes zur Geltendmachung des Erwerbs einer nach den deutschen Gesetzenwirksamen Anerkennung oder Feststellung der Vaterschaft; die Aner-kennungserklärung muß abgegeben oder das Feststellungsverfahrenmuß eingeleitet sein, bevor das Kind das 23. Lebensjahr vollendet hat.(2) Ein Kind, das im Inland aufgefunden wird (Findelkind), gilt bis zumBeweis des Gegenteils als Kind eines Deutschen. Satz 1 ist auf ein ver-traulich geborenes Kind nach § 25 Absatz 1 des Schwangerschaftskon-fliktgesetzes entsprechend anzuwenden.(3) Durch die Geburt im Inland erwirbt ein Kind ausländischer Elterndie deutsche Staatsangehörigkeit, wenn ein Elternteil1. seit acht Jahren rechtmäßig seinen gewöhnlichen Aufenthalt im In-land hat und2. ein unbefristetes Aufenthaltsrecht oder als Staatsangehöriger derSchweiz oder dessen Familienangehöriger eine Aufenthaltserlaubnisauf Grund des Abkommens vom 21. Juni 1999 zwischen der Europä-ischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und derSchweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit(BGBl. 2001 II S. 810) besitzt. Der Erwerb der deutschen Staatsangehö-rigkeit wird in dem Geburtenregister, in dem die Geburt des Kindes be-urkundet ist, eingetragen. Das Bundesministerium des Innern wird er-mächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates durch RechtsverordnungVorschriften über das Verfahren zur Eintragung des Erwerbs der Staats-angehörigkeit nach Satz 1 zu erlassen.(4) Die deutsche Staatsangehörigkeit wird nicht nach Absatz 1 erwor-ben bei Geburt im Ausland, wenn der deutsche Elternteil nach dem 31.Dezember 1999 im Ausland geboren wurde und dort seinen gewöhnli-chen Aufenthalt hat, es sei denn, das Kind würde sonst staatenlos. DieRechtsfolge nach Satz 1 tritt nicht ein, wenn innerhalb eines Jahresnach der Geburt des Kindes ein Antrag nach § 36 des Personenstands-gesetzes auf Beurkundung der Geburt im Geburtenregister gestelltwird; zur Fristwahrung genügt es auch, wenn der Antrag in dieser Fristbei der zuständigen Auslandsvertretung eingeht. Sind beide Elternteiledeutsche Staatsangehörige, so tritt die Rechtsfolge des Satzes 1 nur ein,wenn beide die dort genannten Voraussetzungen erfüllen.



> 2 <§ RStAG (Stand vom 22. 7. 1913): StAG (Stand vom 31. 1. 2015):5 Eine nach den deutschen Gesetzen wirksame Legitimation durcheinen Deutschen begründet für das Kind die Staatsangehörigkeitdes Vaters. Durch die Erklärung, deutscher Staatsangehöriger werden zu wollen, er-wirbt das vor dem 1. Juli 1993 geborene Kind eines deutschen Vatersund einer ausländischen Mutter die deutsche Staatsangehörigkeit, wenn1. eine nach den deutschen Gesetzen wirksame Anerkennung oder Fest-stellung der Vaterschaft erfolgt ist,2. das Kind seit drei Jahren rechtmäßig seinen gewöhnlichen Aufenthaltim Bundesgebiet hat und3. die Erklärung vor der Vollendung des 23. Lebensjahres abgegebenwird.6 Durch die Eheschließung mit einem Deutschen erwirbt die Fraudie Staatsangehörigkeit des Mannes. Mit der nach den deutschen Gesetzen wirksamen Annahme als Kinddurch einen Deutschen erwirbt das Kind, das im Zeitpunkt des Annah-meantrags das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, dieStaatsangehörigkeit. Der Erwerb der Staatsangehörigkeit erstreckt sichauf die Abkömmlinge des Kindes.7 [1] Die Aufnahme muß einem Deutschen von jedem Bundes-staat, in dessen Gebiet er sich niedergelassen hat, auf seinen An-trag erteilt werden, falls kein Grund vorliegt, der nach den §§ 3bis 5 des Gesetzes über die Freizügigkeit vom 1. November 1867(Bundes-Gesetzbl. S. 55) die Abweisung eines Neuanziehendenoder die Versagung der Fortsetzung des Aufenthalts rechtfertigt.[2] Der Antrag einer Ehefrau bedarf der Zustimmung des Man-nes; die fehlende Zustimmung kann durch die Vormundschafts-behörde ersetzt werden. Für eine unter elterlicher Gewalt oderunter Vormundschaft stehende Person wird, wenn sie das sech-zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, der Antrag von demgesetzlichen Vertreter gestellt; hat sie das sechzehnte Lebensjahrvollendet, so bedarf ihr Antrag der Zustimmung des gesetzlichenVertreters. Spätaussiedler und die in den Aufnahmebescheid einbezogenen Fami-lienangehörigen erwerben mit der Ausstellung der Bescheinigung nach§ 15 Abs. 1 oder Abs. 2 des Bundesvertriebenengesetzes die deutscheStaatsangehörigkeit.8 [1] Ein Ausländer, der sich im Inland niedergelassen hat, kannvon dem Bundesstaat, in dessen Gebiete die Niederlassung er-folgt ist, auf seinen Antrag eingebürgert werden, wenn er1. nach den Gesetzen seiner bisherigen Heimat unbeschränkt ge-schäftsfähig ist oder nach den deutschen Gesetzen unbeschränktgeschäftsfähig sein würde oder der Antrag in entsprechender An-wendung des § 7 Abs. 2 Satz 2 von seinem gesetzlichen Vertreteroder mit dessen Zustimmung gestellt wird,2. einen unbescholtenen Lebenswandel geführt hat,3. an dem Orte seiner Niederlassung eine eigene Wohnung oderein Unterkommen gefunden hat und4. an diesem Orte sich und seine Angehörigen zu ernähren im-stande ist.[2] Vor der Einbürgerung ist über die Erfordernisse unter Nr. 2bis 4 die Gemeinde des Niederlassungsorts und, sofern diese kei-nen selbständigen Armenverband bildet, auch der Armenverbandzu hören. (1) Ein Ausländer, der rechtmäßig seinen gewöhnlichen Aufenthalt imInland hat, kann auf seinen Antrag eingebürgert werden, wenn er1. handlungsfähig nach Maßgabe von § 80 Abs. 1 des Aufenthaltsgeset-zes oder gesetzlich vertreten ist,2. weder wegen einer rechtswidrigen Tat zu einer Strafe verurteilt nochgegen ihn auf Grund seiner Schuldunfähigkeit eine Maßregel der Besse-rung und Sicherung angeordnet worden ist,3. eine eigene Wohnung oder ein Unterkommen gefunden hat und4. sich und seine Angehörigen zu ernähren imstande ist.(2) Von den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 und 4 kannaus Gründen des öffentlichen Interesses oder zur Vermeidung einer be-sonderen Härte abgesehen werden.9 [1] Die Einbürgerung in einem Bundesstaat darf erst erfolgen,nachdem durch den Reichskanzler festgestellt worden ist, daßkeiner der übrigen Bundesstaaten Bedenken dagegen erhobenhat; erhebt ein Bundesstaat Bedenken, so entscheidet der Bun-desrat. Die Bedenken können nur auf Tatsachen gestützt werden,welche die Besorgnis rechtfertigen, daß die Einbürgerung desAntragstellers das Wohl des Reichs oder eines Bundesstaats ge-fährden würde.[2] Die Vorschriften des Abs. 1 finden keine Anwendung1. auf ehemalige Angehörige des Bundesstaats, bei dem derAntrag gestellt wird, auf deren Kinder oder Enkel sowieauf Personen, die von einem Angehörigen des Staates anKindes Statt angenommen sind, es sei denn, daß der An-tragsteller einem ausländischen Staate angehört,2. auf Ausländer, die im Deutschen Reiche geboren sind,wenn sie sich in dem Bundesstaate, bei dem der Antraggestellt wird, bis zur Vollendung des einundzwanzigstenLebensjahrs dauernd aufgehalten haben und die Einbür-gerung innerhalb zweier Jahre nach diesem Zeitpunkt be-antragen. (1) Ehegatten oder Lebenspartner Deutscher sollen unter den Vorausset-zungen des § 8 eingebürgert werden, wenn1. sie ihre bisherige Staatsangehörigkeit verlieren oder aufgeben oderein Grund für die Hinnahme von Mehrstaatigkeit nach Maßgabe von §12 vorliegt und2. gewährleistet ist, daß sie sich in die deutschen Lebensverhältnisseeinordnen, es sei denn, daß sie nicht über ausreichende Kenntnisse derdeutschen Sprache verfügen (§ 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 und Abs. 4) undkeinen Ausnahmegrund nach § 10 Abs. 6 erfüllen.(2) Die Regelung des Absatzes 1 gilt auch, wenn die Einbürgerung biszum Ablauf eines Jahres nach dem Tod des deutschen Ehegatten odernach Rechtskraft des die Ehe auflösenden Urteils beantragt wird unddem Antragsteller die Sorge für die Person eines Kindes aus der Ehe zu-steht, das bereits die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt.



> 3 <§ RStAG (Stand vom 22. 7. 1913): StAG (Stand vom 31. 1. 2015):10 Die Witwe oder geschiedene Ehefrau eines Ausländers, die zurZeit ihrer Eheschließung eine Deutsche war, muß auf ihren An-trag von dem Bundesstaat, in dessen Gebiet sie sich niedergelas-sen hat, eingebürgert werden, wenn sie den Erfordernissen des §8 Abs. 1 Nr. 1, 2 entspricht. Über das Erfordernis unter Nr. 2 istvor der Einbürgerung die Gemeinde des Niederlassungsorts zuhören. (1) Ein Ausländer, der seit acht Jahren rechtmäßig seinen gewöhnlichenAufenthalt im Inland hat und handlungsfähig nach Maßgabe des § 80des Aufenthaltsgesetzes oder gesetzlich vertreten ist, ist auf Antrag ein-zubürgern, wenn er1. sich zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung des Grundge-setzes für die Bundesrepublik Deutschland bekennt und erklärt, dass erkeine Bestrebungen verfolgt oder unterstützt oder verfolgt oder unter-stützt hat, diea) gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Bestandoder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind oderb) eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung der Verfas-sungsorgane des Bundes oder eines Landes oder ihrer Mitglieder zumZiele haben oderc) durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungs-handlungen auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland ge-fährden,oder glaubhaft macht, dass er sich von der früheren Verfolgung oder Un-terstützung derartiger Bestrebungen abgewandt hat,2. ein unbefristetes Aufenthaltsrecht oder als Staatsangehöriger derSchweiz oder dessen Familienangehöriger eine Aufenthaltserlaubnis aufGrund des Abkommens vom 21. Juni 1999 zwischen der EuropäischenGemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizeri-schen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit, eine BlaueKarte EU oder eine Aufenthaltserlaubnis für andere als die in den §§ 16,17, 20, 22, 23 Abs. 1, §§ 23a, 24 und 25 Abs. 3 bis 5 des Aufenthaltsge-setzes aufgeführten Aufenthaltszwecke besitzt,3. den Lebensunterhalt für sich und seine unterhaltsberechtigten Fami-lienangehörigen ohne Inanspruchnahme von Leistungen nach demZweiten oder Zwölften Buch Sozialgesetzbuch bestreiten kann oder de-ren Inanspruchnahme nicht zu vertreten hat,4. seine bisherige Staatsangehörigkeit aufgibt oder verliert,5. weder wegen einer rechtswidrigen Tat zu einer Strafe verurteilt nochgegen ihn auf Grund seiner Schuldunfähigkeit eine Maßregel der Besse-rung und Sicherung angeordnet worden ist,6. über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt und7. über Kenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsordnung und der Le-bensverhältnisse in Deutschland verfügt. Die Voraussetzungen nachSatz 1 Nr. 1 und 7 müssen Ausländer nicht erfüllen, die nicht handlungs-fähig nach Maßgabe des § 80 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes sind.(2) Der Ehegatte und die minderjährigen Kinder des Ausländers könnennach Maßgabe des Absatzes 1 mit eingebürgert werden, auch wenn siesich noch nicht seit acht Jahren rechtmäßig im Inland aufhalten.(3) Weist ein Ausländer durch die Bescheinigung des Bundesamtes fürMigration und Flüchtlinge die erfolgreiche Teilnahme an einem Integra-tionskurs nach, wird die Frist nach Absatz 1 auf sieben Jahre verkürzt.Bei Vorliegen besonderer Integrationsleistungen, insbesondere beimNachweis von Sprachkenntnissen, die die Voraussetzungen des Absatzes1 Satz 1 Nr. 6 übersteigen, kann sie auf sechs Jahre verkürzt werden.(4) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 6 liegen vor, wennder Ausländer die Anforderungen der Sprachprüfung zum ZertifikatDeutsch (B1 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens fürSprachen) in mündlicher und schriftlicher Form erfüllt. Bei einem min-derjährigen Kind, das im Zeitpunkt der Einbürgerung das 16. Lebens-jahr noch nicht vollendet hat, sind die Voraussetzungen des Absatzes 1Satz 1 Nr. 6 bei einer altersgemäßen Sprachentwicklung erfüllt.(5) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 7 sind in der Regeldurch einen erfolgreichen Einbürgerungstest nachgewiesen. Zur Vorbe-reitung darauf werden Einbürgerungskurse angeboten; die Teilnahmedaran ist nicht verpflichtend.(6) Von den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 6 und 7 wird ab-gesehen, wenn der Ausländer sie wegen einer körperlichen, geistigenoder seelischen Krankheit oder Behinderung oder altersbedingt nicht er-füllen kann.(7) Das Bundesministerium des Innern wird ermächtigt, die Prüfungs-und Nachweismodalitäten des Einbürgerungstests sowie die Grundstruk-tur und die Lerninhalte des Einbürgerungskurses nach Absatz 5 auf derBasis der Themen des Orientierungskurses nach § 43 Abs. 3 Satz 1 desAufenthaltsgesetzes durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmungdes Bundesrates bedarf, zu regeln.



> 4 <§ RStAG (Stand vom 22. 7. 1913): StAG (Stand vom 31. 1. 2015):11 Ein ehemaliger Deutscher, der als Minderjähriger die Reichsan-gehörigkeit durch Entlassung verloren hat, muß auf seinen An-trag von dem Bundesstaat, in dessen Gebiet er sich niedergelas-sen hat, eingebürgert werden, wenn er den Erfordernissen des § 8Abs. 1 entspricht und den Antrag innerhalb zweier Jahre nachder Volljährigkeit stellt. Die Vorschrift des § 8 Abs. 2 findet An-wendung. Die Einbürgerung ist ausgeschlossen, wenn1. tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass der Aus-länder Bestrebungen verfolgt oder unterstützt oder verfolgt oder unter-stützt hat, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, denBestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sindoder eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung der Verfas-sungsorgane des Bundes oder eines Landes oder ihrer Mitglieder zumZiele haben oder die durch die Anwendung von Gewalt oder darauf ge-richtete Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange der Bundesrepu-blik Deutschland gefährden, es sei denn, der Ausländer macht glaubhaft,dass er sich von der früheren Verfolgung oder Unterstützung derartigerBestrebungen abgewandt hat, oder2. ein Ausweisungsgrund nach § 54 Nr. 5 und 5a des Aufenthaltsgeset-zes vorliegt. Satz 1 Nr. 2 gilt entsprechend für Ausländer im Sinne des §1 Abs. 2 des Aufenthaltsgesetzes und auch für Staatsangehörige derSchweiz und deren Familienangehörige, die eine Aufenthaltserlaubnisauf Grund des Abkommens vom 21. Juni 1999 zwischen der Europä-ischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und derSchweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeitbesitzen.12 Ein Ausländer, der mindestens ein Jahr wie ein Deutscher imHeere oder in der Marine aktiv gedient hat, muß auf seinen An-trag von dem Bundesstaat, in dessen Gebiet er sich niedergelas-sen hat, eingebürgert werden, wenn er den Erfordernissen des § 8Abs. 1 entspricht und die Einbürgerung nicht das Wohl desReichs oder eines Bundesstaats gefährden würde. Die Vorschrif-ten des § 8 Abs. 2 und des § 9 finden Anwendung. (1) Von der Voraussetzung des § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 wird abgesehen,wenn der Ausländer seine bisherige Staatsangehörigkeit nicht oder nurunter besonders schwierigen Bedingungen aufgeben kann. Das ist anzu-nehmen, wenn 1. das Recht des ausländischen Staates das Ausscheidenaus dessen Staatsangehörigkeit nicht vorsieht,2. der ausländische Staat die Entlassung regelmäßig verweigert,3. der ausländische Staat die Entlassung aus der Staatsangehörigkeit ausGründen versagt hat, die der Ausländer nicht zu vertreten hat, oder vonunzumutbaren Bedingungen abhängig macht oder über den vollständi-gen und formgerechten Entlassungsantrag nicht in angemessener Zeitentschieden hat,4. der Einbürgerung älterer Personen ausschließlich das Hindernis ein-tretender Mehrstaatigkeit entgegensteht, die Entlassung auf unverhält-nismäßige Schwierigkeiten stößt und die Versagung der Einbürgerungeine besondere Härte darstellen würde,5. dem Ausländer bei Aufgabe der ausländischen Staatsangehörigkeit er-hebliche Nachteile insbesondere wirtschaftlicher oder vermögensrechtli-cher Art entstehen würden, die über den Verlust der staatsbürgerlichenRechte hinausgehen, oder6. der Ausländer einen Reiseausweis nach Artikel 28 des Abkommensvom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBl. 1953II S. 559) besitzt.(2) Von der Voraussetzung des § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 wird ferner ab-gesehen, wenn der Ausländer die Staatsangehörigkeit eines anderen Mit-gliedstaates der Europäischen Union oder der Schweiz besitzt.(3) Weitere Ausnahmen von der Voraussetzung des § 10 Abs. 1 Satz 1Nr. 4 können nach Maßgabe völkerrechtlicher Verträge vorgesehen wer-den.



> 5 <§ RStAG (Stand vom 22. 7. 1913): StAG (Stand vom 31. 1. 2015):12a ‒ (1) Bei der Einbürgerung bleiben außer Betracht:1. die Verhängung von Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmitteln nachdem Jugendgerichtsgesetz,2. Verurteilungen zu Geldstrafe bis zu 90 Tagessätzen und3. Verurteilungen zu Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten, die zur Bewäh-rung ausgesetzt und nach Ablauf der Bewährungszeit erlassen wordenist. Bei mehreren Verurteilungen zu Geld- oder Freiheitsstrafen imSinne des Satzes 1 Nr. 2 und 3 sind diese zusammenzuzählen, es seidenn, es wird eine niedrigere Gesamtstrafe gebildet; treffen Geld- undFreiheitsstrafe zusammen, entspricht ein Tagessatz einem Tag Freiheits-strafe. Übersteigt die Strafe oder die Summe der Strafen geringfügig denRahmen nach den Sätzen 1 und 2, so wird im Einzelfall entschieden, obdiese außer Betracht bleiben kann. Ist eine Maßregel der Besserung undSicherung nach § 61 Nr. 5 oder 6 des Strafgesetzbuches angeordnet wor-den, so wird im Einzelfall entschieden, ob die Maßregel der Besserungund Sicherung außer Betracht bleiben kann.(2) Ausländische Verurteilungen zu Strafen sind zu berücksichtigen,wenn die Tat im Inland als strafbar anzusehen ist, die Verurteilung in ei-nem rechtsstaatlichen Verfahren ausgesprochen worden ist und dasStrafmaß verhältnismäßig ist. Eine solche Verurteilung kann nicht mehrberücksichtigt werden, wenn sie nach dem Bundeszentralregistergesetzzu tilgen wäre. Absatz 1 gilt entsprechend.(3) Wird gegen einen Ausländer, der die Einbürgerung beantragt hat,wegen des Verdachts einer Straftat ermittelt, ist die Entscheidung überdie Einbürgerung bis zum Abschluss des Verfahrens, im Falle der Verur-teilung bis zum Eintritt der Rechtskraft des Urteils auszusetzen. DasGleiche gilt, wenn die Verhängung der Jugendstrafe nach § 27 des Ju-gendgerichtsgesetzes ausgesetzt ist..(4) Im Ausland erfolgte Verurteilungen und im Ausland anhängige Er-mittlungs- und Strafverfahren sind im Einbürgerungsantrag aufzuführen.12b ‒ (1) Der gewöhnliche Aufenthalt im Inland wird durch Aufenthalte biszu sechs Monaten im Ausland nicht unterbrochen. Bei längeren Aus-landsaufenthalten besteht er fort, wenn der Ausländer innerhalb der vonder Ausländerbehörde bestimmten Frist wieder eingereist ist. Gleichesgilt, wenn die Frist lediglich wegen Erfüllung der gesetzlichen Wehr-pflicht im Herkunftsstaat überschritten wird und der Ausländer inner-halb von drei Monaten nach der Entlassung aus dem Wehr- oder Ersatz-dienst wieder einreist.(2) Hat der Ausländer sich aus einem seiner Natur nach nicht vorüberge-henden Grund länger als sechs Monate im Ausland aufgehalten, kanndie frühere Aufenthaltszeit im Inland bis zu fünf Jahren auf die für dieEinbürgerung erforderliche Aufenthaltsdauer angerechnet werden.(3) Unterbrechungen der Rechtmäßigkeit des Aufenthalts bleiben außerBetracht, wenn sie darauf beruhen, dass der Ausländer nicht rechtzeitigdie erstmals erforderliche Erteilung oder die Verlängerung des Aufent-haltstitels beantragt hat.13 Ein ehemaliger Deutscher, der sich im Inland niedergelassen hat,kann von dem Bundesstaate, dem er früher angehört hat, auf sei-nen Antrag eingebürgert werden, wenn er den Erfordernissen des§ 8 Abs. 1 Nr. 1, 2 entspricht; dem ehemaligen Deutschen stehtgleich, wer von einem solchen abstammt oder an Kinder Statt an-genommen ist. Vor der Einbürgerung ist dem Reichskanzler Mit-teilung zu machen; die Einbürgerung unterbleibt, wenn derReichskanzler Bedenken erhebt. Ein ehemaliger Deutscher und seine minderjährigen Kinder, die ihrengewöhnlichen Aufenthalt im Ausland haben, können auf Antrag einge-bürgert werden, wenn sie den Erfordernissen des § 8 Abs. 1 Nr. 1 und 2entsprechen.14 [1] Die von der Regierung oder der Zentral- oder höheren Ver-waltungsbehörde eines Bundesstaats vollzogene oder bestätigteAnstellung im unmittelbaren oder mittelbaren Staatsdienst, imDienste einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes, im öf-fentlichen Schuldienst oder im Dienste einer von dem Bundes-staat anerkannten Religionsgemeinschaft gilt für einen Deut-schen als Aufnahme, für einen Ausländer als Einbürgerung, so-fern nicht in der Anstellungs- oder Bestätigungsurkunde ein Vor-behalt gemacht wird.[2] Diese Vorschrift findet keine Anwendung auf die Anstellungals Offizier oder Beamter des Beurlaubtenstandes. Ein Ausländer, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat,kann unter den sonstigen Voraussetzungen der §§ 8 und 9 eingebürgertwerden, wenn Bindungen an Deutschland bestehen, die eine Einbürge-rung rechtfertigen.



> 6 <§ RStAG (Stand vom 22. 7. 1913): StAG (Stand vom 31. 1. 2015):15 [1] Die im Reichsdienst erfolgte Anstellung eines Ausländers,der seinen dienstlichen Wohnsitz in einem Bundesstaate hat, giltals Einbürgerung in diesen Bundesstaat, sofern nicht in der An-stellungsurkunde ein Vorbehalt gemacht wird.[2] Hat der Angestellte seinen dienstlichen Wohnsitz im Auslandund bezieht er ein Diensteinkommen aus der Reichskasse, somuß er von dem Bundesstaate, bei dem er den Antrag stellt, ein-gebürgert werden; bezieht er kein Diensteinkommen aus derReichskasse, so kann er mit Zustimmung des Reichskanzlers ein-gebürgert werden. ‒16  [1] Die Aufnahme oder Einbürgerung wird wirksam mit derAushändigung der von der höheren Verwaltungsbehörde hier-über ausgefertigten Urkunde oder der Urkunde über die unterden Voraussetzungen des § 14 oder des § 15 Abs. 1 erfolgte An-stellung.[2] Die Aufnahme oder Einbürgerung erstreckt sich, insofernnicht in der Urkunde ein Vorbehalt gemacht wird, zugleich aufdie Ehefrau und auf diejenigen Kinder, deren gesetzliche Vertre-tung dem Aufgenommenen oder Eingebürgerten kraft elterlicherGewalt zusteht. Ausgenommen sind Töchter, die verheiratet sindoder verheiratet gewesen sind. Die Einbürgerung wird wirksam mit der Aushändigung der von der zu-ständigen Verwaltungsbehörde ausgefertigten Einbürgerungsurkunde.Vor der Aushändigung ist folgendes feierliches Bekenntnis abzugeben:„Ich erkläre feierlich, dass ich das Grundgesetz und die Gesetze derBundesrepublik Deutschland achten und alles unterlassen werde, wasihr schaden könnte.“; § 10 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.17 Die Staatsangehörigkeit geht verloren1. durch Entlassung (§§ 18 bis 24),2. durch den Erwerb einer ausländischen Staatsangehörigkeit (§25),3. durch Nichterfüllung der Wehrpflicht (§§ 26, 29),4. durch Ausspruch der Behörde (§§ 27 bis 29),5. für ein uneheliches Kind durch eine von dem Angehörigen ei-nes anderen Bundesstaats oder von einem Ausländer bewirkteund nach den deutschen Gesetzen wirksame Legitimation,6. für eine Deutsche durch Eheschließung mit dem Angehörigeneines anderen Bundesstaats oder mit einem Ausländer. (1) Die Staatsangehörigkeit geht verloren1. durch Entlassung (§§ 18 bis 24),2. durch den Erwerb einer ausländischen Staatsangehörigkeit (§ 25),3. durch Verzicht (§ 26),4. durch Annahme als Kind durch einen Ausländer (§ 27),5. durch Eintritt in die Streitkräfte oder einen vergleichbaren bewaffne-ten Verband eines ausländischen Staates (§ 28),6. durch Erklärung (§ 29) oder7. durch Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes (§ 35).(2) Der Verlust nach Absatz 1 Nr. 7 berührt nicht die kraft Gesetzes er-worbene deutsche Staatsangehörigkeit Dritter, sofern diese das fünfteLebensjahr vollendet haben.(3) Absatz 2 gilt entsprechend bei Entscheidungen nach anderen Geset-zen, die den rückwirkenden Verlust der deutschen StaatsangehörigkeitDritter zur Folge hätten, insbesondere bei der Rücknahme der Niederlas-sungserlaubnis nach § 51 Abs. 1 Nr. 3 des Aufenthaltsgesetzes, bei derRücknahme einer Bescheinigung nach § 15 des Bundesvertriebenenge-setzes und bei der Feststellung des Nichtbestehens der Vaterschaft nach§ 1599 des Bürgerlichen Gesetzbuches. Satz 1 findet keine Anwendungbei Anfechtung der Vaterschaft nach § 1600 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 3 desBürgerlichen Gesetzbuches.18 Die Entlassung einer Ehefrau kann nur von dem Manne und, so-fern dieser ein Deutscher ist, nur zugleich mit seiner Entlassungbeantragt werden. Der Antrag bedarf der Zustimmung der Frau. Ein Deutscher wird auf seinen Antrag aus der Staatsangehörigkeit ent-lassen, wenn er den Erwerb einer ausländischen Staatsangehörigkeit be-antragt und ihm die zuständige Stelle die Verleihung zugesichert hat.19 [1] Die Entlassung einer Person, die unter elterlicher Gewaltoder unter Vormundschaft steht, kann nur von dem gesetzlichenVertreter und nur mit Genehmigung des deutschen Vormund-schaftsgerichts beantragt werden. Gegen die Entscheidung desVormundschaftsgerichts steht auch der Staatsanwaltschaft dieBeschwerde zu; gegen den Beschluß des Beschwerdegerichts istdie weitere Beschwerde unbeschränkt zulässig.[2] Die Genehmigung des Vormundschaftsgerichts ist nicht erfor-derlich, wenn der Vater oder die Mutter die Entlassung für sichund zugleich kraft elterlicher Gewalt für ein Kind beantragt unddem Antragsteller die Sorge für die Person des Kindes zusteht.Erstreckt sich der Wirkungskreis eines der Mutter bestellten Bei-standes auf die Sorge für die Person des Kindes, so bedarf dieMutter zu dem Antrag auf Entlassung des Kindes die Genehmi-gung des Beistandes. (1) Die Entlassung einer Person, die unter elterlicher Sorge oder unterVormundschaft steht, kann nur von dem gesetzlichen Vertreter und nurmit Genehmigung des deutschen Familiengerichts beantragt werden.(2) Die Genehmigung des Familiengerichts ist nicht erforderlich, wennder Vater oder die Mutter die Entlassung für sich und zugleich kraft el-terlicher Sorge für ein Kind beantragt und dem Antragsteller die Sorgefür die Person dieses Kindes zusteht.20 Die Entlassung aus der Staatsangehörigkeit in einem Bundes-staate bewirkt zugleich die Entlassung aus der Staatsangehörig-keit in jedem anderen Bundesstaate, soweit sich der Entlassenenicht die Staatsangehörigkeit in einem anderen Bundesstaatedurch eine Erklärung gegenüber der zuständigen Behörde desentlassenden Staates vorbehält. Dieser Vorbehalt muß in der Ent-lassungsurkunde vermerkt werden. ‒21 Die Entlassung muß jedem Staatsangehörigen auf seinen Antragerteilt werden, wenn er die Staatsangehörigkeit in einem anderenBundesstaate besitzt und sich diese gemäß § 20 vorbehält. ‒



> 7 <§ RStAG (Stand vom 22. 7. 1913): StAG (Stand vom 31. 1. 2015):22 [1] Fehlt es an den Voraussetzungen des § 21, so wird die Entlas-sung nicht erteilt1. Wehrpflichtigen, über deren Dienstverpflichtung noch nichtendgültig entschieden ist, sofern sie nicht ein Zeugnis der Ersatz-kommission darüber beibringen, daß nach der Überzeugung derKommission die Entlassung nicht in der Absicht nachgesuchtwird, die Erfüllung der aktiven Dienstpflicht zu umgehen,2. Mannschaften des aktiven Heeres, der aktiven Marine oder deraktiven Schutztruppen,3. Mannschaften des Beurlaubtenstandes der im § 56 Nr. 2 bis 4des Reichsmilitärgesetzes bezeichneten Art, sofern sie nicht dieGenehmigung der Militärbehörde erhalten haben,4. sonstige Mannschaften der Beurlaubtenstandes, nachdem sieeine Einberufung zum aktiven Dienste erhalten haben,5. Beamten und Offiziere, mit Einschluß derer des Beurlaubten-standes, bevor sie aus dem Dienste entlassen sind.[2] Aus anderen als den in Abs. 1 bezeichneten Gründen darf inFriedenszeiten die Entlassung nicht versagt werden. Für die Zeitdes Krieges oder einer Kriegsgefahr bliebt dem Kaiser der Erlaßbesonderer Anordnungen vorbehalten. Die Entlassung darf nicht erteilt werden1. Beamten, Richtern, Soldaten der Bundeswehr und sonstigen Perso-nen, die in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnis ste-hen, solange ihr Dienst- oder Amtsverhältnis nicht beendet ist, mit Aus-nahme der ehrenamtlich tätigen Personen,2. Wehrpflichtigen, solange nicht das Bundesministerium der Verteidi-gung oder die von ihm bezeichnete Stelle erklärt hat, daß gegen die Ent-lassung Bedenken nicht bestehen.23  [1] Die Entlassung wird wirksam mit der Aushändigung einervon der höheren Verwaltungsbehörde des Heimatstaats ausgefer-tigten Entlassungsurkunde. Die Urkunde wird nicht ausgehändigtan Personen, die verhaftet sind oder deren Verhaftung oder Fest-nahme von einer Gerichts- oder Polizeibehörde angeordnet ist.[2] Soll sich die Entlassung zugleich auf die Ehefrau oder dieKinder des Antragstellers beziehen, so müssen auch diese Perso-nen in der Entlassungsurkunde mit Namen aufgeführt sein. Die Entlassung wird wirksam mit der Aushändigung der von der zustän-digen Verwaltungsbehörde ausgefertigten Entlassungsurkunde.24 [1] Die Entlassung gilt als nicht erfolgt, wenn der Entlassenebeim Ablauf eines Jahres nach der Aushändigung der Entlas-sungsurkunde seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt im In-land hat.[2] Diese Vorschrift findet keine Anwendung, wenn der Entlas-sene sich die Staatsangehörigkeit in einem anderen Bundesstaategemäß § 20 vorbehalten hat. Die Entlassung gilt als nicht erfolgt, wenn der Entlassene die ihm zuge-sicherte ausländische Staatsangehörigkeit nicht innerhalb eines Jahresnach der Aushändigung der Entlassungsurkunde erworben hat.25 [1] Ein Deutscher, der im Inland weder seinen Wohnsitz nochseinen dauernden Aufenthalt hat, verliert seine Staatsangehörig-keit mit dem Erwerb einer ausländischen Staatsangehörigkeit,wenn dieser Erwerb auf seinen Antrag oder den Antrag des Ehe-manns oder des gesetzlichen Vertreters erfolgt, die Ehefrau undder Vertretene jedoch nur, wenn die Voraussetzungen vorliegen,unter denen nach den §§ 18, 19 die Entlassung beantragt werdenkönnte.[2] Die Staatsangehörigkeit verliert nicht, wer vor dem Erwerbder ausländischen Staatsangehörigkeit auf seinen Antrag dieschriftliche Genehmigung der zuständigen Behörde seines Hei-matstaats zur Beibehaltung seiner Staatsangehörigkeit erhaltenhat. Vor der Erteilung der Genehmigung ist der deutsche Konsulzu hören.[3] Unter Zustimmung des Bundesrats kann von dem Reichs-kanzler angeordnet werden, daß Personen, welche die Staatsan-gehörigkeit in einem bestimmten ausländischen Staate erwerbenwollen, die im Abs. 2 vorgesehene Genehmigung nicht erteiltwerden darf. (1) Ein Deutscher verliert seine Staatsangehörigkeit mit dem Erwerb ei-ner ausländischen Staatsangehörigkeit, wenn dieser Erwerb auf seinenAntrag oder auf den Antrag des gesetzlichen Vertreters erfolgt, der Ver-tretene jedoch nur, wenn die Voraussetzungen vorliegen, unter denennach § 19 die Entlassung beantragt werden könnte. Der Verlust nachSatz 1 tritt nicht ein, wenn ein Deutscher die Staatsangehörigkeit einesanderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, der Schweiz oder ei-nes Staates erwirbt, mit dem die Bundesrepublik Deutschland einen völ-kerrechtlichen Vertrag nach § 12 Abs. 3 abgeschlossen hat.(2) Die Staatsangehörigkeit verliert nicht, wer vor dem Erwerb der aus-ländischen Staatsangehörigkeit auf seinen Antrag die schriftliche Ge-nehmigung der zuständigen Behörde zur Beibehaltung seiner Staatsan-gehörigkeit erhalten hat. Hat ein Antragsteller seinen gewöhnlichenAufenthalt im Ausland, ist die deutsche Auslandsvertretung zu hören.Bei der Entscheidung über einen Antrag nach Satz 1 sind die öffentli-chen und privaten Belange abzuwägen. Bei einem Antragsteller, der sei-nen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat, ist insbesondere zu be-rücksichtigen, ob er fortbestehende Bindungen an Deutschland glaub-haft machen kann.



> 8 <§ RStAG (Stand vom 22. 7. 1913): StAG (Stand vom 31. 1. 2015):26 [1] Ein militärpflichtiger Deutscher, der im Inland weder seinenWohnsitz noch seinen dauernden Aufenthalt hat, verliert seineStaatsangehörigkeit mit der Vollendung einunddreißigsten Le-bensjahrs, sofern er bis zu diesem Zeitpunkt noch keine endgülti-ge Entscheidung über seine Dienstverpflichtung herbeigeführthat, auch eine Zurückstellung über diesen Zeitpunkt hinaus nichterfolgt ist.[2] Ein fahnenflüchtiger Deutscher, der im Inland weder seinenWohnsitz noch dauernden Aufenthalt hat, verliert seine Staatsan-gehörigkeit mit dem Ablauf von zwei Jahren nach Bekanntma-chung des Beschlusses, durch den er für fahnenflüchtig erklärtworden ist (§ 360 der Militärstrafgerichtsordnung). Diese Vor-schrift findet keine Anwendung auf Mannschaften der Reserve,der Landes- oder Seewehr und der Ersatzreserve, die für fahnen-flüchtig erklärt worden sind, weil sie der Einberufung zum Dien-ste keine Folge geleistet haben, es sei denn, daß die Einberufungnach Bekanntmachung der Kriegsbereitschaft oder nach Anord-nung der Mobilmachung erfolgt ist.[3] Wer auf Grund der Vorschriften des Abs. 1 und 2 seineStaatsangehörigkeit verloren hat, kann von einem Bundesstaatenur nach Anhörung der Militärbehörde eingebürgert werden.Weist er nach, daß ihm ein Verschulden nicht zur Last fällt, sodarf ihm die Einbürgerung von dem Bundesstaate, dem er früherangehörte, nicht versagt werden. (1) Ein Deutscher kann auf seine Staatsangehörigkeit verzichten, wenner mehrere Staatsangehörigkeiten besitzt. Der Verzicht ist schriftlich zuerklären.(2) Die Verzichtserklärung bedarf der Genehmigung der nach § 23 fürdie Ausfertigung der Entlassungsurkunde zuständigen Behörde. Die Ge-nehmigung ist zu versagen, wenn eine Entlassung nach § 22 nicht erteiltwerden dürfte; dies gilt jedoch nicht, wenn der Verzichtende1. seit mindestens zehn Jahren seinen dauernden Aufenthalt im Auslandhat oder2. als Wehrpflichtiger im Sinne des § 22 Nr. 2 in einem der Staaten, de-ren Staatsangehörigkeit er besitzt, Wehrdienst geleistet hat.(3) Der Verlust der Staatsangehörigkeit tritt ein mit der Aushändigungder von der Genehmigungsbehörde ausgefertigten Verzichtsurkunde.(4) Für Minderjährige gilt § 19 entsprechend.27 [1] Ein Deutscher, der sich im Ausland aufhält, kann seinerStaatsangehörigkeit durch Beschluß der Zentralbehörde seinesHeimatstaats verlustig erklärt werden, wenn er im Falle einesKrieges oder einer Kriegsgefahr einer vom Kaiser angeordnetenAufforderung zur Rückkehr keine Folge leistet.[2] Gehört er mehreren Bundesstaaten an, so verliert er durchden Beschluß die Staatsangehörigkeit in allen Bundesstaaten. Ein minderjähriger Deutscher verliert mit der nach den deutschen Geset-zen wirksamen Annahme als Kind durch einen Ausländer die Staatsan-gehörigkeit, wenn er dadurch die Staatsangehörigkeit des Annehmendenerwirbt. Der Verlust erstreckt sich auf seine Abkömmlinge, wenn auchder Erwerb der Staatsangehörigkeit durch den Angenommenen nachSatz 1 sich auf seine Abkömmlinge erstreckt. Der Verlust nach Satz 1oder Satz 2 tritt nicht ein, wenn der Angenommene oder seine Abkömm-linge mit einem deutschen Elternteil verwandt bleiben.28 [1] Ein Deutscher, der ohne Erlaubnis seiner Regierung in aus-ländische Staatsdienste getreten ist, kann seiner Staatsangehörig-keit durch Beschluß der Zentralbehörde seines Heimatstaats ver-lustig erklärt werden, wenn er einer Aufforderung zum Austrittnicht Folge leistet.[2] Gehört er mehreren Bundesstaaten an, so verliert er durchden Beschluß die Staatsangehörigkeit in allen Bundesstaaten. Ein Deutscher, der auf Grund freiwilliger Verpflichtung ohne eine Zu-stimmung des Bundesministeriums der Verteidigung oder der von ihmbezeichneten Stelle in die Streitkräfte oder einen vergleichbaren bewaff-neten Verband eines ausländischen Staates, dessen Staatsangehörigkeiter besitzt, eintritt, verliert die deutsche Staatsangehörigkeit. Dies giltnicht, wenn er auf Grund eines zwischenstaatlichen Vertrages dazu be-rechtigt ist.



> 9 <§ RStAG (Stand vom 22. 7. 1913): StAG (Stand vom 31. 1. 2015):29 Der Verlust der Staatsangehörigkeit in den Fällen des § 26 Abs.1, 2 und der §§ 27, 28 sowie der Wiedererwerb der Staatsangehö-rigkeit in den Fällen des § 26 Abs. 3 Satz 2 erstreckt sich zu-gleich auf die Ehefrau und auf diejenigen Kinder, deren gesetzli-che Vertretung dem Ausgeschiedenen oder dem Wiedereingebür-gerten kraft elterlicher Gewalt zusteht, soweit sich die Ehefrauoder die Kinder mit ihm in häuslicher Gemeinschaft befinden.Ausgenommen sind Töchter, die verheirat sind oder verheiratetgewesen sind. (1) Optionspflichtig ist, wer1. die deutsche Staatsangehörigkeit nach § 4 Absatz 3 oder § 40b erwor-ben hat,2. nicht nach Absatz 1a im Inland aufgewachsen ist,3. eine andere ausländische Staatsangehörigkeit als die eines anderenMitgliedstaates der Europäischen Union oder der Schweiz besitzt und4. innerhalb eines Jahres nach Vollendung seines 21. Lebensjahres einenHinweis nach Absatz 5 Satz 5 über seine Erklärungspflicht erhalten hat.Der Optionspflichtige hat nach Vollendung des 21. Lebensjahres zu er-klären, ob er die deutsche oder die ausländische Staatsangehörigkeit be-halten will. Die Erklärung bedarf der Schriftform.(1a) Ein Deutscher nach Absatz 1 ist im Inland aufgewachsen, wenn erbis zur Vollendung seines 21. Lebensjahres1. sich acht Jahre gewöhnlich im Inland aufgehalten hat,2. sechs Jahre im Inland eine Schule besucht hat oder3. über einen im Inland erworbenen Schulabschluss oder eine im Inlandabgeschlossene Berufsausbildung verfügt. Als im Inland aufgewachsennach Satz 1 gilt auch, wer im Einzelfall einen vergleichbar engen Bezugzu Deutschland hat und für den die Optionspflicht nach den Umständendes Falles eine besondere Härte bedeuten würde.(2) Erklärt der Deutsche nach Absatz 1, dass er die ausländische Staats-angehörigkeit behalten will, so geht die deutsche Staatsangehörigkeitmit dem Zugang der Erklärung bei der zuständigen Behörde verloren.(3) Will der Deutsche nach Absatz 1 die deutsche Staatsangehörigkeitbehalten, so ist er verpflichtet, die Aufgabe oder den Verlust der auslän-dischen Staatsangehörigkeit nachzuweisen. Tritt dieser Verlust nicht biszwei Jahre nach Zustellung des Hinweises auf die Erklärungspflichtnach Absatz 5 ein, so geht die deutsche Staatsangehörigkeit verloren, essei denn, dass dem Deutschen nach Absatz 1 vorher die schriftliche Ge-nehmigung der zuständigen Behörde zur Beibehaltung der deutschenStaatsangehörigkeit (Beibehaltungsgenehmigung) erteilt wurde. Ein An-trag auf Erteilung der Beibehaltungsgenehmigung kann, auch vorsorg-lich, nur bis ein Jahr nach Zustellung des Hinweises auf die Erklärungs-pflicht nach Absatz 5 gestellt werden (Ausschlussfrist). Der Verlust derdeutschen Staatsangehörigkeit tritt erst ein, wenn der Antrag bestands-kräftig abgelehnt wird. Einstweiliger Rechtsschutz nach § 123 der Ver-waltungsgerichtsordnung bleibt unberührt.(4) Die Beibehaltungsgenehmigung nach Absatz 3 ist zu erteilen, wenndie Aufgabe oder der Verlust der ausländischen Staatsangehörigkeitnicht möglich oder nicht zumutbar ist oder bei einer Einbürgerung nachMaßgabe von § 12 Mehrstaatigkeit hinzunehmen wäre.(5) Auf Antrag eines Deutschen, der die Staatsangehörigkeit nach § 4Absatz 3 oder § 40b erworben hat, stellt die zuständige Behörde bei Vor-liegen der Voraussetzungen den Fortbestand der deutschen Staatsange-hörigkeit nach Absatz 6 fest. Ist eine solche Feststellung nicht bis zurVollendung seines 21. Lebensjahres erfolgt, prüft die zuständige Behör-de anhand der Meldedaten, ob die Voraussetzungen nach Absatz 1a Satz1 Nummer 1 vorliegen. Ist dies danach nicht feststellbar, weist sie denBetroffenen auf die Möglichkeit hin, die Erfüllung der Voraussetzungendes Absatzes 1a nachzuweisen. Wird ein solcher Nachweis erbracht,stellt die zuständige Behörde den Fortbestand der deutschen Staatsange-hörigkeit nach Absatz 6 fest. Liegt kein Nachweis vor, hat sie den Be-troffenen auf seine Verpflichtungen und die nach den Absätzen 2 bis 4möglichen Rechtsfolgen hinzuweisen. Der Hinweis ist zuzustellen. DieVorschriften des Verwaltungszustellungsgesetzes finden Anwendung.(6) Der Fortbestand oder Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit nachdieser Vorschrift wird von Amts wegen festgestellt. Das Bundesministe-rium des Innern kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung desBundesrates Vorschriften über das Verfahren zur Feststellung des Fort-bestands oder Verlusts der deutschen Staatsangehörigkeit erlassen.



> 10 <§ RStAG (Stand vom 22. 7. 1913): StAG (Stand vom 31. 1. 2015):30 Ein ehemaliger Deutscher, der vor dem Inkrafttreten dieses Ge-setzes die Reichsangehörigkeit durch Entlassung verloren hat,aber bei Anwendung der Vorschrift des § 24 Abs. 1 als nicht ent-lassen gelten würde, muß auf seinen Antrag von dem Bundes-staat, in dessen Gebiet er sich niedergelassen hat, eingebürgertwerden, wenn er seit dem im § 24 Abs. 1 bezeichneten Zeitpunktseinen Wohnsitz im Inland behalten hat und den Erfordernissendes § 8 Abs. 1 entspricht, auch den Antrag innerhalb eines Jahresnach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes stellt. Die Vorschrift des§ 8 Abs. 2 findet Anwendung. (1) Das Bestehen oder Nichtbestehen der deutschen Staatsangehörigkeitwird auf Antrag von der Staatsangehörigkeitsbehörde festgestellt. DieFeststellung ist in allen Angelegenheiten verbindlich, für die das Be-stehen oder Nichtbestehen der deutschen Staatsangehörigkeit rechtser-heblich ist. Bei Vorliegen eines öffentlichen Interesses kann die Feststel-lung auch von Amts wegen erfolgen.(2) Für die Feststellung des Bestehens der deutschen Staatsangehörig-keit ist es erforderlich, aber auch ausreichend, wenn durch Urkunden,Auszüge aus den Melderegistern oder andere schriftliche Beweismittelmit hinreichender Wahrscheinlichkeit nachgewiesen ist, dass die deut-sche Staatsangehörigkeit erworben worden und danach nicht wieder ver-loren gegangen ist. § 3 Abs. 2 bleibt unberührt.(3) Wird das Bestehen der deutschen Staatsangehörigkeit auf Antragfestgestellt, stellt die Staatsangehörigkeitsbehörde einen Staatsangehö-rigkeitsausweis aus. Auf Antrag stellt die Staatsangehörigkeitsbehördeeine Bescheinigung über das Nichtbestehen der deutschen Staatsangehö-rigkeit aus.31 [1] Ein ehemaliger Deutscher, der vor dem Inkrafttreten diesesGesetzes die Reichsangehörigkeit nach § 21 des Gesetzes überdie Erwerbung und den Verlust der Bundes- und Staatsangehö-rigkeit vom 1. Juni 1870 (Bundes-Gesetzbl. S. 255) durch zehn-jährigen Aufenthalt im Ausland verloren hat, muß von dem Bun-desstaat, in dessen Gebiet er sich niedergelassen hat, eingebür-gert werden, wenn er keinem Staate angehört.[2] Das gleiche gilt von dem ehemaligen Angehörigen einesBundesstaats oder eines in einem solchen einverleibten Staates,der bereits beim Inkrafttreten des Gesetzes vom 1. Juni 1870nach Landesrecht seine Staatsangehörigkeit durch Aufenthalt au-ßerhalb seines Heimatstaats verloren hat. Staatsangehörigkeitsbehörden und Auslandsvertretungen dürfen perso-nenbezogene Daten erheben, speichern, verändern und nutzen, soweitdies zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz oder nach staats-angehörigkeitsrechtlichen Bestimmungen in anderen Gesetzen erforder-lich ist. Für die Entscheidung über die Staatsangehörigkeit der in Artikel116 Abs. 2 des Grundgesetzes genannten Personen dürfen auch Anga-ben erhoben, gespeichert oder verändert und genutzt werden, die sichauf die politischen, rassischen oder religiösen Gründe beziehen, wegenderer zwischen dem 30. Januar 1933 und dem 8. Mai 1945 die deutscheStaatsangehörigkeit entzogen worden ist.32 [1] Ein militärpflichtiger Deutscher, der zur Zeit des Inkrafttretendieses Gesetzes im Inland weder seinen Wohnsitz noch seinendauernden Aufenthalt hat und vor diesem Zeitpunkt das neun-undzwanzigste, aber noch nicht das dreiundvierzigste Lebensjahrvollendet hat, verliert seine Staatsangehörigkeit mit dem Ablaufzweier Jahre, sofern er innerhalb dieser Frist keine endgültigeEntscheidung über seine Dienstverpflichtung herbeigeführt hat.[2] Ein fahnenflüchtiger Deutscher der im § 26 Abs. 2 bezeichne-ten Art, der zur Zeit des Inkrafttreten dieses Gesetzes im Inlandweder seinen Wohnsitz noch seinen dauernden Aufenthalt hatund vor diesem Zeitpunkt das dreiundvierzigste Lebensjahr nochnicht vollendet hat, verliert seine Staatsangehörigkeit mit demAblauf zweier Jahre, sofern er sich nicht innerhalb dieser Fristvor den Militärbehörden stellt.[3] Die Vorschriften des § 26 Abs. 3 und der § 29 finden entspre-chende Anwendung. (1) Öffentliche Stellen haben den in § 31 genannten Stellen auf Ersu-chen personenbezogene Daten zu übermitteln, soweit die Kenntnis die-ser Daten zur Erfüllung der in § 31 genannten Aufgaben erforderlich ist.Öffentliche Stellen haben der zuständigen Staatsangehörigkeitsbehördediese Daten auch ohne Ersuchen zu übermitteln, soweit die Übermitt-lung aus Sicht der öffentlichen Stelle für die Entscheidung der Staatsan-gehörigkeitsbehörde über ein anhängiges Einbürgerungsverfahren oderden Verlust oder Nichterwerb der deutschen Staatsangehörigkeit erfor-derlich ist. Dies gilt bei Einbürgerungsverfahren insbesondere für dieden Ausländerbehörden nach § 87 Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes be-kannt gewordenen Daten über die Einleitung von Straf- und Ausliefe-rungsverfahren sowie die Erledigung von Straf-, Bußgeld- und Ausliefe-rungsverfahren. Die Daten nach Satz 3 sind unverzüglich an die zustän-dige Staatsangehörigkeitsbehörde zu übermitteln.(2) Die Übermittlung personenbezogener Daten nach Absatz 1 unter-bleibt, soweit besondere gesetzliche Verwendungsregelungen entgegen-stehen.



> 11 <§ RStAG (Stand vom 22. 7. 1913): StAG (Stand vom 31. 1. 2015):33 Die unmittelbare Reichsangehörigkeit kann verliehen werden1. einem Ausländer, der sich in einem Schutzgebiete niedergelas-sen hat, oder einem Eingeborenen in einem Schutzgebiete;2. einem ehemaligen Deutschen, der sich nicht im Inland nieder-gelassen hat; dem ehemaligen Deutschen steht gleich, wer vonihm abstammt oder an Kindes Statt angenommen ist. (1) Das Bundesverwaltungsamt (Registerbehörde) führt ein Register derEntscheidungen in Staatsangehörigkeitsangelegenheiten. In das Registerwerden eingetragen:1. Entscheidungen zu Staatsangehörigkeitsurkunden,2. Entscheidungen zum gesetzlichen Verlust der deutschen Staatsange-hörigkeit,3. Entscheidungen zu Erwerb, Bestand und Verlust der deutschen Staats-angehörigkeit, die nach dem 31. Dezember 1960 und vor dem 28. Au-gust 2007 getroffen worden sind.(2) Im Einzelnen dürfen in dem Register gespeichert werden:1. die Grundpersonalien des Betroffenen (Familienname, Geburtsname,frühere Namen, Vornamen, Tag und Ort der Geburt, Geschlecht, die Tat-sache, dass nach § 29 ein Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit ein-treten kann sowie die Anschrift im Zeitpunkt der Entscheidung),2. Art der Wirksamkeit und Tag des Wirksamwerdens der Entscheidungoder Urkunde oder des Verlustes der Staatsangehörigkeit,3. Bezeichnung, Anschrift und Aktenzeichen der Behörde, die die Ent-scheidung getroffen hat.(3) Die Staatsangehörigkeitsbehörden sind verpflichtet, die in Absatz 2genannten personenbezogenen Daten zu den Entscheidungen nach Ab-satz 1 Satz 2 Nr. 1 und 2, die sie nach dem 28. August 2007 treffen, un-verzüglich an die Registerbehörde zu übermitteln.(4) Die Registerbehörde übermittelt den Staatsangehörigkeitsbehördenund Auslandsvertretungen auf Ersuchen die in Absatz 2 genannten Da-ten, soweit die Kenntnis der Daten für die Erfüllung der staatsangehörig-keitsrechtlichen Aufgaben dieser Stellen erforderlich ist. Für die Über-mittlung an andere öffentliche Stellen und für Forschungszwecke geltendie Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes.(5) Die Staatsangehörigkeitsbehörde teilt nach ihrer Entscheidung, dasseine Person eingebürgert worden ist oder die deutsche Staatsangehörig-keit weiterhin besitzt, verloren, aufgegeben oder nicht erworben hat, derzuständigen Meldebehörde oder Auslandsvertretung die in Absatz 2 ge-nannten Daten unverzüglich mit.34 Einem Ausländer, der im Reichsdienst angestellt ist und seinendienstlichen Wohnsitz im Ausland hat, muß auf seinen Antragdie unmittelbare Reichsangehörigkeit verliehen werden, wenn erein Diensteinkommen aus der Reichskasse bezieht; sie kann ihmverliehen werden, wenn er ein solches Einkommen nicht bezieht. (1) Für die Durchführung des Optionsverfahrens hat die Meldebehördein Fällen des § 29 Absatz 5 Satz 2 bis zum zehnten Tag jedes Kalender-monats der zuständigen Staatsangehörigkeitsbehörde für Personen, dieim darauf folgenden Monat das 21. Lebensjahr vollenden werden, fol-gende personenbezogenen Daten zu übermitteln:1. Familienname,2. frühere Namen,3. Vornamen,4. derzeitige und frühere Anschriften und bei Zuzug aus dem Auslandauch die letzte frühere Anschrift im Inland,5. Einzugsdatum, Auszugsdatum, Datum des letzten Wegzugs aus einerWohnung im Inland sowie Datum des letzten Zuzugs aus dem Ausland,6. Geburtsdatum und Geburtsort,7. Geschlecht,8. derzeitige Staatsangehörigkeiten einschließlich der Tatsache, dassnach § 29 ein Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit eintreten kann.(2) Ist eine Person nach Absatz 1 ins Ausland verzogen, hat die zustän-dige Meldebehörde dem Bundesverwaltungsamt innerhalb der in Absatz1 genannten Frist die dort genannten Daten, das Datum des Wegzugs insAusland und, soweit bekannt, die neue Anschrift im Ausland zu über-mitteln. Für den Fall des Zuzugs aus dem Ausland gilt Satz 1 entspre-chend.35 Auf die unmittelbare Reichsangehörigkeit finden die Vorschrif-ten dieses Gesetzes über die Staatsangehörigkeit in einem Bun-desstaate mit Ausnahme der Vorschriften des § 4 Abs. 2, des § 8Abs. 2, des § 10 Satz 2, des § 11 Satz 2, des § 12 Satz 2 und der§§ 14, 21 mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, daß andie Stelle der Zentralbehörde des Bundesstaats der Reichskanzlerund an die Stelle der höheren Verwaltungsbehörde der Reichs-kanzler oder die von ihm bezeichnete Behörde treten. (1) Eine rechtswidrige Einbürgerung oder eine rechtswidrige Genehmi-gung zur Beibehaltung der deutschen Staatsangehörigkeit kann nur zu-rückgenommen werden, wenn der Verwaltungsakt durch arglistige Täu-schung, Drohung oder Bestechung oder durch vorsätzlich unrichtigeoder unvollständige Angaben, die wesentlich für seinen Erlass gewesensind, erwirkt worden ist.(2) Dieser Rücknahme steht in der Regel nicht entgegen, dass der Be-troffene dadurch staatenlos wird.(3) Die Rücknahme darf nur bis zum Ablauf von fünf Jahren nach derBekanntgabe der Einbürgerung oder Beibehaltungsgenehmigung erfol-gen.(4) Die Rücknahme erfolgt mit Wirkung für die Vergangenheit.(5) Hat die Rücknahme Auswirkungen auf die Rechtmäßigkeit von Ver-waltungsakten nach diesem Gesetz gegenüber Dritten, so ist für jede be-troffene Person eine selbständige Ermessensentscheidung zu treffen. Da-bei ist insbesondere eine Beteiligung des Dritten an der arglistigen Täu-schung, Drohung oder Bestechung oder an den vorsätzlich unrichtigenoder unvollständigen Angaben gegen seine schutzwürdigen Belange,insbesondere auch unter Beachtung des Kindeswohls, abzuwägen.



> 12 <§ RStAG (Stand vom 22. 7. 1913): StAG (Stand vom 31. 1. 2015):36 Unberührt bleiben die Staatsverträge, die von den Bundesstaatenmit ausländischen Staaten vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzesgeschlossen sind. (1) Über die Einbürgerungen werden jährliche Erhebungen, jeweils fürdas vorausgegangene Kalenderjahr, beginnend 2000, als Bundesstatistikdurchgeführt.(2) Die Erhebungen erfassen für jede eingebürgerte Person folgende Er-hebungsmerkmale:1. Geburtsjahr,2. Geschlecht,3. Familienstand,4. Wohnort zum Zeitpunkt der Einbürgerung,5. Aufenthaltsdauer im Bundesgebiet nach Jahren,6. Rechtsgrundlage der Einbürgerung,7. bisherige Staatsangehörigkeiten und8. Fortbestand der bisherigen Staatsangehörigkeiten.(3) Hilfsmerkmale der Erhebungen sind:1. Bezeichnung und Anschrift der nach Absatz 4 Auskunftspflichtigen,2. Name und Telekommunikationsnummern der für Rückfragen zur Ver-fügung stehenden Person und3. Registriernummer der eingebürgerten Person bei der Einbürgerungs-behörde.(4) Für die Erhebungen besteht Auskunftspflicht. Auskunftspflichtigsind die Einbürgerungsbehörden. Die Einbürgerungsbehörden haben dieAuskünfte den zuständigen statistischen Ämtern der Länder jeweils zum1. März zu erteilen. Die Angaben zu Absatz 3 Nr. 2 sind freiwillig.(5) An die fachlich zuständigen obersten Bundes- und Landesbehördendürfen für die Verwendung gegenüber den gesetzgebenden Körperschaf-ten und für Zwecke der Planung, nicht jedoch für die Regelung von Ein-zelfällen, vom Statistischen Bundesamt und den statistischen Ämternder Länder Tabellen mit statistischen Ergebnissen übermittelt werden,auch soweit Tabellenfelder nur einen einzigen Fall ausweisen.37 Soweit in Reichsgesetzen oder in Landesgesetzen auf Vorschrif-ten des Gesetzes über die Erwerbung und den Verlust der Bun-des- und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870 oder des Geset-zes, betreffend die Naturalisation von Ausländern, welche imReichdienst angestellt sind, vom 20. Dezember 1875 verweisenist, treten an deren Stelle die entsprechenden Vorschriften diesesGesetzes. (1) § 80 Abs. 1 und 3 sowie § 82 des Aufenthaltsgesetzes gelten entspre-chend.(2) Die Einbürgerungsbehörden übermitteln den Verfassungsschutzbe-hörden zur Ermittlung von Ausschlussgründen nach § 11 die bei ihnengespeicherten personenbezogenen Daten der Antragsteller, die das 16.Lebensjahr vollendet haben. Die Verfassungsschutzbehörden unterrich-ten die anfragende Stelle unverzüglich nach Maßgabe der insoweit be-stehenden besonderen gesetzlichen Verwendungsregelungen.38 [1] In den Fällen des § 7, der §§ 10, 11, 12, 30, 31 und des § 34erster Halbsatz werden die Aufnahme- oder Einbürgerungsur-kunden kostenfrei erteilt. Das gleiche gilt für die Erteilung vonEntlassungsurkunden in den Fällen des § 21.[2] Für die Erteilung von Entlassungsurkunden in anderen als inden im § 21 bezeichneten Fällen dürfen an Stempelabgaben undAusfertigungsgebühren zusammen nicht mehr als drei Mark er-hoben werden. (1) Für Amtshandlungen in Staatsangehörigkeitsangelegenheiten wer-den, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, Kosten (Gebührenund Auslagen) erhoben.(2) Die Gebühr für die Einbürgerung nach diesem Gesetz beträgt 255Euro. Sie ermäßigt sich für ein minderjähriges Kind, das miteingebür-gert wird und keine eigenen Einkünfte im Sinne des Einkommensteuer-gesetzes hat, auf 51 Euro. Der Erwerb der deutschen Staatsangehörig-keit nach § 5 und die Einbürgerung von ehemaligen Deutschen, diedurch Eheschließung mit einem Ausländer die deutsche Staatsangehö-rigkeit verloren haben, ist gebührenfrei. Die Feststellung des Bestehensoder Nichtbestehens der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 29 Abs. 6und nach § 30 Abs. 1 Satz 3 sowie die Erteilung der Beibehaltungsge-nehmigung nach § 29 Abs. 4 sind gebührenfrei. Von der Gebühr nachSatz 1 kann aus Gründen der Billigkeit oder des öffentlichen InteressesGebührenermäßigung oder -befreiung gewährt werden.(3) Das Bundesministerium des Innern wird ermächtigt, durch Rechts-verordnung mit Zustimmung des Bundesrates die weiteren gebühren-pflichtigen Tatbestände zu bestimmen und die Gebührensätze sowie dieAuslagenerstattung zu regeln. Die Gebühr darf für die Entlassung 51Euro, für die Beibehaltungsgenehmigung 255 Euro, für die Staatsange-hörigkeitsurkunde und für sonstige Bescheinigungen 51 Euro nicht über-steigen.38a ‒ Eine Ausstellung von Urkunden in Staatsangehörigkeitssachen in elek-tronischer Form ist ausgeschlossen.39 [1] Der Bundesrat erläßt Bestimmungen über die Aufnahme-,Einbürgerungs- und Entlassungsurkunden sowie über die Urkun-den, die zur Bescheinigung der Staatsangehörigkeit dienen.[2] Die Landeszentralbehörden bestimmen, welche Behörden imSinne dieses Gesetzes als höhere Verwaltungsbehörden und alsMilitärbehörden anzusehen sind. ‒



> 13 <§ RStAG (Stand vom 22. 7. 1913): StAG (Stand vom 31. 1. 2015):40 [1] Gegen die Ablehnung des Antrags auf Aufnahme gemäß § 7,auf Einbürgerung in den Fällen der §§ 10, 11, 15, des § 26 Abs.3, der §§ 30, 31, des § 32 Abs. 3 oder des Antrags auf Entlassungin den Fällen der §§ 21, 22 ist der Rekurs zulässig.[2] Die Zuständigkeit der Behörden und das Verfahren bestim-men sich nach den Landesgesetzen und, soweit landesgesetzlicheVorschriften nicht vorhanden sind, nach den §§ 20, 21 der Ge-werbeordnung. ‒40a ‒ Wer am 1. August 1999 Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 desGrundgesetzes ist, ohne die deutsche Staatsangehörigkeit zu besitzen,erwirbt an diesem Tag die deutsche Staatsangehörigkeit. Für einen Spät-aussiedler, seinen nichtdeutschen Ehegatten und seine Abkömmlinge imSinne von § 4 des Bundesvertriebenengesetzes gilt dies nur dann, wennihnen vor diesem Zeitpunkt eine Bescheinigung gemäß § 15 Abs. 1 oder2 des Bundesvertriebenengesetzes erteilt worden ist.40b ‒ Ein Ausländer, der am 1. Januar 2000 rechtmäßig seinen gewöhnlichenAufenthalt im Inland und das zehnte Lebensjahr noch nicht vollendethat, ist auf Antrag einzubürgern, wenn bei seiner Geburt die Vorausset-zungen des § 4 Abs. 3 Satz 1 vorgelegen haben und weiter vorliegen.Der Antrag kann bis zum 31. Dezember 2000 gestellt werden.40c ‒ Auf Einbürgerungsanträge, die bis zum 30. März 2007 gestellt wordensind, sind die §§ 8 bis 14 und 40c weiter in ihrer vor dem 28. August2007 (BGBl. I S. 1970) geltenden Fassung anzuwenden, soweit sie gün-stigere Bestimmungen enthalten.41 Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1914 gleichzeitig mit einem Ge-setze zur Abänderung des Reichsmilitärgesetzes sowie des Ge-setzes, betreffend Änderungen der Wehrpflicht, vom 11. Februar1888 in Kraft. Von den in diesem Gesetz in den §§ 32, 33 und 37 Absatz 2 getroffenenRegelungen des Verwaltungsverfahrens der Länder kann nicht durchLandesrecht abgewichen werden.42 ‒ Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft,wer unrichtige oder unvollständige Angaben zu wesentlichen Vorausset-zungen der Einbürgerung macht oder benutzt, um für sich oder einen an-deren eine Einbürgerung zu erschleichen.




